
ei allem Re spekt vor der persönlichen
Meinungsfreiheit j ede s Einzelnen bin ich

sehr verwundert, j a entsetzt, dass eine angesehe-
ne lib eral-konservative Tage szeitung wie der B er-
liner Tagesspiegel einem Text zu öffentlicher Ver-
breitung verhilft, in dem der S ache nach zur Miss-
achtung und zum Bruch des geltenden Verfas-
sungs- und Völkerrechts aufgerufen wird . Sein Au-
tor ist der Historiker und promovierte Jurist Ale-
xander Gauland , der seit 1 9 87 als b eamteter
Staatssekretär Chef der He ssischen Staatskanzlei
von Ministerpräsident Walter Wallmann (CDU)
war. Dr. Gaulands Wirken im Wiesb adener Regie-
rungsapp arat gab übrigens die Vorlage für Martin
Walsers Roman Finks Krieg .

Dr. Gauland ist b ekanntermaßen ein sehr b ele-
sener Theoretiker des Konservatismu s mit zahl-
reichen, von mir ge schätzten einschlägigen Publi-
kationen : z . B . D as Legitimitätsprinzip in der Staa-
tenpraxis seit dem Wiener Kongre ss ( 1 97 1 ) , Was
ist Konservativismu s ? ( 1 9 9 1 ) und Anleitung zum
Konservativsein (2 0 02 ) . Er sieht sich in der Tradi-
tion von Edmund Burke , der − selb st aktiver Politi-
ker im England de s ausgehenden 1 8 . Jahrhunderts
− weltweit zu Recht als theoretischer Stammvater
der gehaltvollen konservativen Kritik an der fran-
zö sischen Revolution von 1 789 gerühmt wird . Für
Alexander Gauland enthält das D enken Edmund
Burke s »Elemente , die für eine heutige politische
Orientierung brauchb ar sind« . E s geht ihm um ein
spezifische s Menschen- und Ge sellschaftsbild ,
das »in einer skeptischen Anthropologie , in der
Gegnerschaft gegen den lib eralen Individualis-
mu s wie einem autoritären Kollektivismu s und in
einer grund sätzlichen Skep sis gegenüb er der
Fortschritttsdynamik der Mo derne« wurzelt.

Alexander Gauland neigt nicht zu Tarnung
und Mimikry. Seit mehr als vier Jahrzehnten Mit-
glied der CDU, wirft er seiner Parteivorsitzenden
Angela Merkel öffentlich vor, sie hab e »e s ge-
schafft, aus einer Partei mit konservativen, lib era-
len und sozialen Inhalten ein ideologisches Nichts
zu zaub ern, eine Organisation zum Machterhalt,
ohne dass man no ch wü sste , wofür und woge-
gen. « (in : Welt-Online vom 2 3 . 6 . 2 0 1 1 )

Seit er nicht mehr Herau sgeb er und Geschäfts-
führer der Märkischen Allgemeinen Zeitung in
Potsdam ist, publiziert Dr. Gauland auf der »Mei-
nungs«-Seite des Tage sspiegel eine regelmäßige
Kolumne .

D as Skandalö se seine s am 2 3 . Juli 2 0 1 2 veröf-
fentlichten B eitrags (Diffu ser Pazifismu s . Warum
sich die D eutschen mit Gewalt so schwer tun)
liegt für mich darin, dass er dafür wirbt, b ei der
Entscheidung üb er die militärische Durchset-
zung außen- und sicherheitspolitischer Interes-
sen D eutschlands künftig allein politische Nütz-
lichkeitserwägungen anzu stellen . Gauland wört-
lich : »Die D eutschen hab en ein ge störte s Verhält-
nis zur militärischen Gewalt. Sie b etrachten sie
nicht als die Fortsetzung der Politik mit anderen
Mitteln im Sinne von Clau sewitz, sondern als das
schlechthin B ö se und Falsche , als ein Mittel, aus
dem nie und unter keinen Umständen Brauchb a-
res entstehen könne . «

Er weiß e s b esser: » Statt also immer von Neu-
em die p azifistische Melo die zu singen, wäre es
klug, eine politische zu intonieren, weil eb en mili-
tärische Gewalt . . . nicht an sich schlecht, sondern
nur als falsche Politik schlecht ist. D as ab er setzt
vorau s , dass die D eutschen wieder eine Tatsache
der Weltge schichte akzeptieren lernen, die B is-
marck in seiner ersten Regierungserklärung als
preußischer Ministerpräsident 1 8 62 in die b e-
rühmten Worte fasste : »Nicht durch Reden und
Maj oritätsb e schlü sse werden die großen Fragen
der Zeit entschieden − das ist der große Fehler von
1 84 8 und 1 849 gewe sen − sondern durch Eisen
und Blut. «

Dr. Gauland negiert damit insb esondere das
nach den Verbrechen de s Zweiten Weltkrieges als
historische Errungenschaft der Menschheit in der
UN-Charta verankerte Verb ot j eder Anwendung
militärischer Gewalt in den zwischenstaatlichen
B eziehungen . Die UN-Charta lässt von diesem Ver-
b ot nur zwei enge Au snahmen zu : zum einen die
Gewaltanwendung mit vorheriger ausdrückli-
cher Autorisierung durch den UN-Sicherheitsrat
(Art. 4 2 UN-Charta) und zum anderen die einst-
weilige Selb stverteidigung eines Staate s und sei-
ner Verbündeten gegen einen gegenwärtigen
o der unmittelb ar drohenden militärischen An-
griff (Art. 5 1 UN-Charta) .

D as völkerrechtliche Gewaltverb ot der UN-
Charta gehört zum sogenannten zwingenden Völ-
kerrecht (»jus cogens«) und damit auch zu den » all-
gemeinen Regeln des Völkerrechts« im Sinne von
Art. 2 5 des Grundgesetze s (GG) . Sie sind in
D eutschland kraft au sdrücklicher verfassungs-
rechtlicher Normierung »B e standteil des Bundes-
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rechts« , gehen nach Art. 2 5 S atz 2 GG »den Ge set-
zen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmit-
telb ar für die B ewohner des Bundesgebietes« .
Wer als Staat o der als Staatenbündnis militärische
Gewalt einsetzt, die gegen das völkerrechtliche
Gewaltverb ot verstößt und völkerrechtlich nicht
gerechtfertigt ist, b egeht eine völkerrechtliche
Aggre ssion . Nach Art. 2 5 GG sind b ereits die Vor-
b ereitung eine s Angriffskrieges und damit erst
de ssen Führung verfassungswidrig und unter
Strafe zu stellen .

Um die se verfassungs- und völkerrechtlichen
Grenzen militärischer Einsätze schert sich Kolum-
nist Dr. Gauland − in der selb st gewählten Po se ei-
ne s Niccolò Machiavelli und eines C arl von Clau-
sewitz − nicht. Ja er plädiert sogar unter au sdrück-
licher Anrufung des preußischen »Blut-und-Eisen-
Ministerpräsidenten« für ihre Nichtb eachtung.
B ekanntlich hatte Otto von Bismarck wenig Skru-
pel , im Konflikt um die »preußische Heere sre-
form« , b ei der e s um die Au sdehnung der Wehr-
pflicht auf drei Jahre und um Aufrüstung ging, ge-
gen den erbitterten Widerstand der lib eralen Par-
teien im preußischen Abgeordnetenhau s die Ver-
fassung zu brechen. Eb enso hatte Bismarck wenig
Hemmungen, Präventiv- und Angriffskriege zur
Herb eiführung der »deutschen Einheit« 1 8 64 ge-
gen D änemark, 1 8 66 gegen Ö sterreich und
1 870/7 1 gegen Frankreich zu führen .

In die se Tradition stellt sich Alexander Gau-
land ganz ausdrücklich . Und mit ganz aktuellem
B ezug formuliert er: Schlimmer no ch als die »ma-
terielle Vernachlässigung« der »immer wieder ver-
kleinerten Bunde swehr« , die »kaum no ch die drin-
gendsten Aufgab en von Landesverteidigung und
terroristischer Gefahrenabwehr erfüllen« könne ,
erscheint »die Weigerung, Notwendigkeit und
Folgen militärischer Gewalt üb erhaupt zu denken
und sie in ein politische s Weltbild einzuordnen .
Und so lö st eine Selb stverständlichkeit wie der mi-
litärische Schutz von Handelswegen fast eine
Staatskrise au s« .

D as ist in der S ache ganz nahe b ei den Äuße-
rungen de s anschließend demissionierten Ex-
Bunde spräsidenten Dr. Horst Köhler in einem In-
terview mit dem D eutschlandradio am 2 2 . Mai
2 0 1 0 . Köhler hatte nach seinem B esuch b ei den
Einsatztruppen der Bundeswehr in Afghanistan
erklärt :

»Meine Einschätzung ist ab er, d ass insge samt
wir auf dem Wege sind , do ch auch in der B reite
der Gesellschaft zu verstehen, dass ein Land unse-
rer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung
und d amit auch Außenhandelsabhängigkeit auch
wissen muss , dass im Zweifel, im Notfall auch mili-
tärischer Einsatz notwendig ist, um unsere Inte-
ressen zu wahren, zum B eispiel freie Handelswe-
ge , zum B eispiel ganze regionale Instabilitäten zu
verhindern, die mit Sicherheit dann auch auf unse-
re Chancen zurückschlagen negativ, b ei uns

durch Handel Arb eitsplätze und Einkommen zu si-
chern . Alles das soll diskutiert werden, und ich
glaub e , wir sind auf einem nicht so schlechten
Weg. . . . Ab er e s wird wieder To de sfälle geb en,
nicht nur b ei Soldaten, möglicherweise auch
durch Unfall mal b ei zivilen Aufb auhelfern . D as ist
die Realität unseres Leb ens heute , wo wir einfach
zur Kenntnis nehmen mü ssen: E s gibt Konflikte .
Man muss auch um die sen Preis sozu sagen seine
am Ende Intere ssen wahren . « (Quelle : http ://
www. dradio . de/aktuell/ 1 1 9 1 1 3 8/) .

Dr. Gauland schreibt diese Köhler-Linie in sei-
ner Tagesspiegel-Kolumne fort. Er b eklagt dab ei
nicht nur die deutsche Enthaltung im UN-Sicher-
heitsrat b ei der B e schlu ssfassung üb er die Ein-
richtung einer Flugsicherheitszone ; die se wurde
b ekanntlich anschließend von den involvierten
Regierungen de s We stens − unter Üb erschreitung
der UN-Ermächtigung und d amit letztlich völker-
rechtswidrig − zu ausgedehnten B omb eneinsät-
zen von Zielen in ganz Libyen zur Herb eiführung
eines Regimewechsels genutzt. Nicht hinnehm-
b ar ist für Alexander Gauland auch die gegenwär-
tige D eb atte in D eutschland und der deutsche
Umgang mit dem aktuellen Bürgerkrieg in Syrien :
»D as syrische Dilemma de s Westens führt wieder
eindrücklich vor Augen, wie gering das Verständ-
nis für Gewaltanwendung in diesem Lande ist. «

Pikant ist, dass Alexander Gauland als früherer
b eamteter Staatssekretär den B indungen de s B e-
amtenrechts und natürlich auch den verfassungs-
rechtlichen Vorgab en unterliegt, für deren B ruch
er sich der S ache nach öffentlich einsetzt. D as ist
auch disziplinarrechtlich relevant. Auch für Ruhe-
stand sb e amte und frühere B eamte mit Versor-
gungsb ezügen gilt nach den B eamtenge setzen
(vgl . § 47 B eamtStG) , dass sie sich nicht »gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung im
Sinne des Grundge setzes« b etätigen dürfen .

D as umfasst − unge achtet aller Missdeutungen
dieser B egrifflichkeit − j edenfalls die uneinge-
schränkte Achtung des für eine D emokratie un-
verzichtb aren rechtsstaatlichen Geb ots der strik-
ten und au snahmslo sen Bindung aller öffentli-
chen Gewalt an »Recht und Ge setz« (Art. 2 0 Ab s . 3
GG) .

Zu »Recht und Ge setz« gehört auch das gelten-
de Völkerrecht.

Ein Ruhe standsb e amter, der öffentlich unter
au sdrücklicher affirmativer B ezugnahme auf die
Regierungserklärung Otto von B ismarcks als
preußischer Ministerpräsident au s dem Jahre
1 8 62 und de ssen d arin verkündete »Blut und Ei-
sen«-Maximen, die sich um geltende s Recht und
»Maj oritätsb eschlü sse« nicht scherten, au s Grün-
den politischer Opportunität für die grundsätzli-
che Missachtung von Art. 2 0 Ab s . 3 GG b ei der An-
wendung militärischer Gewalt plädiert, ruft da-
mit zum permanenten Verfassungs- und Völker-
rechtsbruch auf.
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ie Atomkatastrophe vom März 2 0 1 1 in Fu-
ku shima veranlasste die einstigen B efür-

worterInnen der deutschen Atomenergie die we-
nige Monate zuvor b eschlo ssene Laufzeitverlän-
gerung zurück zu nehmen, die problematischsten
acht Meiler sofort abzu schalten und für die re stli-
chen die Laufzeit bis maximal 2 02 2 zu b egren-
zen.

1 )

Diese Entscheidung zum Atomau sstieg er-

folgte einseitig auf nationaler Eb ene , ohne Rück-
sicht auf andere , die Kernkraft weiter forcierende
EU- o der sonstige Staaten. Ob die ser Sinne swan-
del b ei den maßgeblichen PolitikerInnen in Uni-
on und FDP nun au s neu gewonnener Einsicht in
die Gefahren der atomaren Energiegewinnung
o der eher au s wahltaktischen Üb erlegungen er-
folgte , sei dahingestellt und spielt für den einge-
schlagenen Weg keine entscheidende Rolle .

Eine no ch größere B edrohung für die Mensch-
heit geht von der weltweiten militärischen Rüs-

1 ) http ://de .wikipedia. org/wiki/Atomausstieg − Zugriff am
2 3 . 0 3 . 2 02 2
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Unverständlich ist mir, offen gesagt, auch, d ass
der Tage sspiegel einen B eitrag mit augenschein-
lich gravierenden j ournalistischen Schwächen
zum Ab druck gebracht hat. Woher weiß eigent-
lich Herr Dr. Gauland , dass »die D eutschen« , also
üb er 8 0 Millionen Menschen, »ein ge störte s Ver-
hältnis zur militärischen Gewalt« hab en und d ass
»die D eutschen« allein in »der Welt« mit ihrer » ab-
soluten Verwerfung militärischer Gewalt« ste-
hen? Wie definiert Herr Dr. Gauland »die Welt« ?
Spricht er von allen Menschen/Bürgern dieser Er-
de ? Meint er die Regierungen? O der nur die Mehr-
heit der kriegsb ereiten westlichen Regierungen,
die ab er nicht für »die Welt« stehen? E s handelt
sich b ei solchen Parolen um augenscheinliche
Simplifizierungen, die die Komplexität der realen
Gegeb enheiten und diffizilen Probleme gleich-
sam auf Stammtischnive au ignorieren . Für einen
wissenschaftlich ausgebildeten Historiker und Ju-
risten ist das b eschämend und , zurückhaltend aus-
gedrückt, nahe an der Grenze zur Peinlichkeit !

D as Skandalon eine s solchen Plädoyers eines
hohen (Ruhestands-) B e amten für den Verfas-
sungs- und Völkerrechtsbruch weist üb er den ak-
tuellen Vorgang hinaus . E s gilt einer Entwicklung
Einhalt zu gebieten, die den vom geltenden Recht
unb ehinderten Einsatz des Militärs zu politischen

Zwecken für D eutschland wieder zur Normalität
machen will und die Öffentlichkeit auf diese Un-
geheuerlichkeit einzu stimmen versucht. In Dr.
Gauland s Tage sspiegel-Kolumne wird die s zu-
gleich strategisch mit der unterschwelligen mora-
lischen Diskreditierung derj enigen als politikun-
fähige und weltfremde Träumer verbunden, die
die Anwendung militärischer Gewalt angesichts
der schrecklichen Erfahrungen mit Kriegen und
den damit untrennb ar einhergehenden Gewalt-
E skalationen insb e sondere auch gegenüb er
Nicht-Komb attanten (»Kollateralschäden«) ableh-
nen o der j edenfalls auf der strikten Einhaltung
der völker- und verfassungsrechtlichen Grenzen
b eharren .
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